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An die 
Vorsitzende des Wirtschaftsausschus-
ses 
des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges 
Frau Roswitha Strauß 
Landeshaus 
 
24105 Kiel 
 
 
 
Kiel, den  06. Januar 2005 

 
 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

 

die Landesregierung hat den „Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung über die 

Zuweisung eines Notliegeplatzes im Rahmen der Maritimen Notfallvorsorge“ am 23. 

November 2004 beraten und daraufhin das Anhörungsverfahren eingeleitet. Am 11. 

Januar 2005 wird sich die Landesregierung erneut mit dem Gesetzentwurf befassen 

und diesen dann dem Landtag übermitteln mit der Bitte, den Gesetzentwurf bei der 

Aufstellung der Tagesordnung für die 49. Tagung des Landtags (26.-28.01.2005) für 

eine erste und zweite Lesung zu berücksichtigen. 

 

Hintergrund für dieses Vorgehen ist, dass die Bundesregierung für den nationalen Be-

reich einen umfassenden Entwurf einer Vereinbarung mit den Küstenländern über die 

Zuweisung von Notliegeplätzen bei Notfällen mit komplexer Schadenslage vorgelegt 

hat. Dieser Entwurf ist von den Vertretern des Bundes und der Küstenländer unter Be-

teiligung aller betroffenen Ressorts intensiv beraten worden.  

 

Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr 

des Landes Schleswig-Holstein 

 

Schleswig-Holsteinischer Landtag  
Umdruck 15/5343 

Minister 



 Seite  2 von  2 

Seine sich daran anschließende interne Abstimmung des Vereinbarungsentwurfes 

konnte der Bund dann erst im Oktober 2004 abschließen. Eine weitere Konsultation der 

Küstenländer folgte. 

 

Die nun vorliegende Bund-Länder-Vereinbarung regelt das Verfahren der Zuweisung 

der Notliegeplätze durch den Leiter des Havariekommandos. Da mit der Vereinbarung 

auch Belange kommunaler bzw. privater Häfen berührt sind, ist zur endgültigen Umset-

zung in Schleswig-Holstein eine gesetzliche Regelung erforderlich. 

 

Die Vereinbarung soll Anfang Januar 2005 durch den Bund und die Küstenländer un-

terzeichnet werden, so dass eine zeitnahe Verkündung des Gesetzentwurfes geboten 

ist. 

 

Zur Unterrichtung der im Landtag vertretenen Parteien hatte Herr Staatssekretär Rocca 

die verkehrspolitischen Sprecher am 01.12.2004 und am 21.12.2004 zu Gesprächen 

eingeladen. 

 

Vor dem Hintergrund einer ersten und zweiten Lesung im Rahmen der 49. Tagung des 

Landtags (26.-28.01.2005) möchte ich Ihnen eine mündliche Unterrichtung des Wirt-

schaftsausschusses für die 90. Sitzung am 12. Januar 2005 anbieten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

gez. Dr. Bernd Rohwer 


